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Gegenstand und Ziel der Untersuchung

Einführung

„Wir reisen durch alle Welt, weil wir Zeugen vernehmen sollen, die an
irgendwelchen Palmen stehen und die ein Alibi abgeben sollen.“

Den Grund hierfür sah Dehne, der diese Äußerung in der öffentlichen An-
hörung zum Entwurf eines RPflEntlG am 29.4.1992 tätigte,1 vor allem da-
rin, dass das liberale deutsche Strafprozessrecht „einer ganz kleinen
Schicht von dazu Entschlossenen die Möglichkeit gibt, dieses Strafrecht ad
absurdum zu führen“.2 Bereits zehn Jahre zuvor hat Körner speziell im Zu-
sammenhang mit der Strafverfolgung von Betäubungsmittelkriminalität
auf das Fehlen einer strafprozessualen Regelung aufmerksam gemacht, die
dem Missbrauch mit Beweisanträgen auf Vernehmung von Auslandszeu-
gen3 einen Riegel vorschiebe, damit die bereits bis zur Unbeweglichkeit
überlastete Justiz nicht weiter durch die Uferlosigkeit des § 244 StPO dazu
gezwungen werde, „Randzeugen aus den entferntesten Winkeln der Welt
[...] aufzuspüren und für die Hauptverhandlung zu gewinnen“.4 Auch Juli-
us berichtete im Jahr 1986 von dem Problem, dass vor allem die zuneh-
mende Internationalisierung von Rauschgift- und Wirtschaftskriminalität
den schwer erreichbaren Auslandszeugen immer mehr zur Zentralfigur
der tatrichterlichen Aufklärungsbemühungen und seine Benennung im

A.

1 Stenographischer Bericht der 38. Sitzung des Rechtsausschusses am 29.4.1992,
S. 38, 164.

2 Stenographischer Bericht der 38. Sitzung des Rechtsausschusses am 29.4.1992,
S. 38, 164.

3 Die im Folgenden gewählte männliche Form der Personen-, Berufs- oder Gruppen-
bezeichnungen bezieht sich zugleich auf männliche und weibliche Personen.

4 Körner, NJW 1982, 673, 676. Er berichtet: „So werden vielfach Zeugen benannt, ge-
sucht aber nicht gefunden in Ländern der Dritten Welt, in polizeilich kaum erfaß-
ten Blechhüttenvorstädten von Millionenstädten, in Dörfern des thailändischen
Urwaldes, in Gebirgssiedlungen des anatolischen Hochlandes, in Lehmhütten ei-
nes umherziehenden afrikanischen Stammes. […] Dieses Bandengeschehen erlaubt
es den Angeklagten und Verteidigern, durch nicht abzulehnende Beweisanträge
und durch Benennung zahlreicher Zeugen in aller Welt zunächst die Rechtshilfe-
bemühungen und dann die gesamte Beweisaufnahme des Gerichtes zum Scheitern
zu bringen.“.
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Beweisantrag nicht selten zu einem Mittel der Prozeßverschleppung wer-
den lässt, der das Gericht mit den herkömmlichen Möglichkeiten des Be-
weisantragsrechts nur unzureichend begegnen könne.5 In heutiger Zeit, in
der der durch das RPflEntlG vom 11.1.19936 eingeführte Ablehnungs-
grund des § 244 Abs. 5 S. 2 StPO für Beweisanträge auf Vernehmung von
Auslandszeugen bereits über 25 Jahre Teil des Beweisantragsrechts ist, fin-
det sich dagegen folgende Feststellung in Föhrigs kleinem Strafrichterbre-
vier im Zusammenhang mit dem „zeit- und nervenraubendsten Prozess“
in Föhrigs Richterlaufzeit7: „Und wer sich noch von der Oma im libanesi-
schen Flüchtlingslager beeindrucken lässt, die das Alibi des Angeklagten
nach 17 Sitzungstagen und vier Jahre nach Tatbegehung zu bekunden wis-
se, der sollte üben, Absatz 5 des § 244 StPO an dessen Absatz 2 zu messen
und nicht – wie von filigranentrückten Intellektuellen putziger Weise
auch vertreten wurde – an Absatz 3.“

Die Zitate geben zu verstehen, dass die Vernehmung von Auslandszeu-
gen „ein leidiges Thema“8 ist, verbinden den Auslandszeugen allgemein
mit der Notwendigkeit intensiver gerichtlicher Aufklärungsbemühungen
zur Gewinnung seiner Aussage und qualifizieren seine Benennung als Ins-
trument zum Missbrauch des Beweisantragsrechts. Mit Einführung des
speziell die Ablehnung eines Beweisantrags auf Vernehmung eines Aus-
landszeugen in der Hauptverhandlung ermöglichenden § 244 Abs. 5 S. 2
StPO9 sollte den angesprochenen Schwierigkeiten begegnet werden. Die
Rechtsprechung der letzten Jahre sowie jüngere Stellungnahmen im
Schrifttum geben allerdings zu erkennen, dass der Auslandszeuge im Straf-

5 Julius, NStZ 1986, 61, 64 m.w.N. Dazu, dass Auslandszeugen vor allem in Betäu-
bungsmittel- und Wirtschaftsstrafsachen benannt werden, etwa auch Meyer-Goßner,
NJW 1993, 498, 500. Vgl. auch Landau, NStZ 2007, 121, 122; Fezer, FG BGH,
S. 847, 872 f.; Perron, Beweisantragsrecht, S. 477; Kintzi, DRiZ 1994, 325, 326; Klip,
Buitenlandse getuigen in strafzaken, S. 63; ter Veen, StV 1985, 295, 296 Fn. 9.

6 BGBl. I, S. 51.
7 Föhrig, in: Basdorf/Harms/Mosbacher (Hrsg.), Kleines Strafrichter-Brevier, S. 57 f.
8 Nicht nur im Strafprozess ist die Vernehmung von Auslandszeugen „ein leidiges

Thema“, vgl. zum Auslandszeugen im Zivilprozess Dötsch, MDR 2011, 269; Man-
kowski, RIW 2014, 397.

9 § 244 Abs. 5 S. 2 StPO bestimmt, dass ein Beweisantrag auf Vernehmung eines
Zeugen, dessen Ladung im Ausland zu bewirken wäre, unter derselben Vorausset-
zung abgelehnt werden kann wie ein auf Augenscheinseinnahme gerichteter Be-
weisantrag nach § 244 Abs. 5 S. 1 StPO. Zusammengesetzt lautet die Regelung: Ein
Beweisantrag auf Vernehmung eines Zeugen, dessen Ladung im Ausland zu bewir-
ken wäre, kann abgelehnt werden, wenn die Vernehmung des Auslandszeugen
nach dem pflichtgemäßen Ermessen des Gerichts zur Erforschung der Wahrheit
nicht erforderlich ist.
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verfahren – auch außerhalb des Beweisantragsrechts – weiterhin Fragen
aufwirft, deren Beantwortung für die Verfahrensbeteiligten häufig eine
Herausforderung bedeutet. Dabei ist der Zeugenbeweis von herausragen-
der Bedeutung für die Wahrheitsfindung.10 Angesichts der gewachsenen
und weiterhin wachsenden Auslandsbezüge in der Strafverfahrenspraxis
gilt dies natürlich auch für Zeugen im Ausland. Insbesondere schwierigere
und umfangreichere Verfahren, wie solche im Zusammenhang mit organi-
sierter Kriminalität, internationalem Terrorismus, Piraterie oder Wirt-
schaftskriminalität weisen regelmäßig einen auch über die EU hinausge-
henden internationalen Bezug auf, die eine grenzüberschreitende Sachver-
haltsaufklärung und daher auch die Vernehmung von Auslandszeugen er-
forderlich machen.11 Dass Auslandszeugen vielfach bspw. in Betäubungs-
mittelstrafverfahren vorkommen, wird auch bei einem Blick auf Revisions-
entscheidungen des BGH zu § 244 Abs. 5 S. 2 StPO deutlich.12

Die Revisionsgerichte haben die Anforderungen des § 244 Abs. 5 S. 2
StPO in den vergangenen Jahren – ohne Zweifel an seiner Verfassungsmä-
ßigkeit –13 näher konkretisiert und unter bestimmten Voraussetzungen
eine restriktive Anwendung bewirkt. Gleichwohl bereitet die Behandlung
von Beweisanträgen zur Vernehmung von Auslandszeugen in der Praxis
der Tatgerichte immer noch erhebliche Schwierigkeiten, wie etwa Rose in
einem Beitrag aus dem Jahr 2012 bemerkte.14 Auch Börner stellt fest, dass
die Ablehnung von Beweisanträgen auf Vernehmung von Auslandszeugen
durch die Rechtsprechung des BGH in den vergangenen Jahren „für das
Tatgericht zu vermintem Terrain geworden“ ist.15 Der Auslandszeuge er-

10 S. nur Lazăr/Nicolae/Dumitrescu/Lazăr, in: Ligeti (Hrsg.), Toward a Prosecutor
for the European Union, S. 586, 596, unter Verweis auf die Aussage des Juristen
und Philosophen Bentham, dass Zeugen „the eyes and the ears of justice“ seien.

11 Dieses Ergebnis lieferten auch die mündlichen Stellungnahmen i.R.d. öffentli-
chen Anhörung und schriftlichen Antworten zum Fragenkatalog des Rechtsaus-
schusses zum Entwurf eines RPflEntlG, Stenographisches Protokoll, Anlage zum
Protokoll, u.a. S. 106 (Geiß), 131 (Herbst), 211 (Schünemann), 283 (Deutscher
Richterbund), 394 (Schwalm).

12 S. aus der Rechtsprechung etwa BGH NStZ 2014, 51 (LG Potsdam); NStZ 2011,
646 (LG Kleve); NStZ 2011, 231 (LG Hamburg); NStZ 2010, 466 (LG Saarbrü-
cken); NStZ-RR 2010, 181 = StraFo 2010, 155 (LG Hannover); NStZ 2009,
705(LG Krefeld); NStZ 2009, 168 (LG Kleve); NStZ 2007, 349 (LG Kleve). So
auch das Ergebnis der Befragung von Rose, Auslandszeuge, S. 603.

13 Zur Verfassungsmäßigkeit bereits BVerfG, Beschl. v. 21.8.1996 – 2 BvR 1304/96,
NJW 1997, 999 f. = NStZ 1997, 94 f. = StV 1997, 1 ff. m. krit. Anm. Kinzig, StV
1997, 3 ff. Hierzu im dritten Teil unter D. II.

14 Rose, NStZ 2012, 18, 28; s.a. HK/Julius, § 244 Rn. 35.
15 Börner, StraFo 2015, 46, 51.
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scheint vielen weiterhin als hervorragendes Instrument für taktische Ma-
növer und kreative Verfahrensgestaltungen.16 Rademacher/Sell treffen da-
her wohl einen wunden Punkt, wenn sie konstatieren: „Man könnte sogar
meinen, Auslandszeugen begründen in besonderem Maße die gelegentlich
beschriebene „Angst des Tatrichters vor dem Beweisantrag […], zumindest
jedoch ein Unwohlsein.“17 Ein anderes Bild beschreiben indes die eingangs
zitierten Worte von Föhrig aus dem kleinen Strafrichterbrevier.18 Nicht ver-
wunderlich ist daher die von Verteidigerseite zu vernehmende Feststel-
lung, dass durch die speziell den Auslandszeugen betreffende Regelung im
Beweisantragsrecht dieses Teilhaberecht der Verteidigung „bis zur Un-
kenntlichkeit verblasst ist“, und gerade durch grenzüberschreitende staatli-
che Zusammenarbeit auch die Entwertung des Fragerechts vorangetrieben
wird.19 Nicht selten steht daher der Befund im Raum, dass der statistisch
bedeutsamer werdende Auslandsbezug in Strafprozessen mit einer Mini-
mierung von Verteidigungsrechten sowie dem Verlust von Kontrollmög-
lichkeiten einhergeht.20

Während der Ablehnungsgrund aus § 244 Abs. 5 S. 2 StPO somit einer-
seits von vielen als unzeitgemäße, provinzielle und ungerechtfertigte Be-
schränkung des wichtigsten Verteidigungsrechts angesehen wird, stellt sie
für andere ein passendes Instrument zur Begegnung missbräuchlichen, ver-
fahrensverzögernden und unnützen Prozessierens dar.21 Vor diesem Hin-
tergrund erweisen sich eine Bestandsaufnahme und Untersuchung der
Ausformung des § 244 Abs. 5 S. 2 StPO durch die Rechtsprechung – auch
im Verhältnis zu den Ablehnungsgründen des § 244 Abs. 3 S. 3 StPO – als
unerlässlich.

16 Radtke, GA 2012, 187, 200; Mankowski, RIW 2014, 397.
17 Rademacher/Sell, ZAP 2010, 529, unter Verweis auf Basdorf, StV 1995, 310, 311,

der eine grundlegende Scheu von Tatrichtern vor Beweisanträgen beschreibt; s.a.
Erhard, StV 2013, 655, 659, nach dem die Gruppe der Tatrichter, die den immen-
sen Rechtshilfeaufwand eher scheuen und diesbezüglich nur über begrenzte Er-
fahrung verfügen, noch immer recht groß sei.

18 Föhrig, in: Basdorf/Harms/Mosbacher (Hrsg.), Kleines Strafrichter-Brevier, S. 57 f.
19 Sommer, StraFo 2010, 284, 285.
20 Sommer, StraFo 2010, 284, 285; s.a. Keller, FS Fezer, S. 227, 240.
21 Für den Zivilprozess wird gar eine analoge Anwendung von § 244 Abs. 5 S. 2

StPO diskutiert. Dafür Mankowski, RIW 2014, 397, 398 f., 401 f.; dagegen Dötsch,
MDR 2011, 269, 272; Stein/Jonas/Thole, § 284 ZPO Rn. 6: „Der (recht unklare)
normative Gehalt der Vorschrift ist mit den Besonderheiten des Strafprozesses
verknüpft[…]. Zur Abwehr von in Verschleppungsabsicht gestellten Beweisanträ-
gen genügen im Zivilprozess die bereits anerkannten Grundsätze“.
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Fragen in Bezug auf Auslandszeugen kommen vielfach aber auch unab-
hängig von einem Beweisbegehren auf, wenn die Strafverfolgungsbehör-
den und Gerichte bei der Sachverhaltserforschung nach Maßgabe der
Amtsaufklärungspflicht auf Auslandszeugen stoßen. Man denke an einen
von Amts wegen zur Wahrheitsfindung für erforderlich erachteten (Op-
fer-)Zeugen im Ausland, der mutmaßlich belastende Angaben machen
kann, sich aber – etwa aus Angst vor eigener Strafverfolgung – dem Ver-
fahren durch Flucht entzieht und sich weigert, nach Deutschland zu reisen
oder überhaupt auszusagen. Unklarheiten können sich insoweit bei der
Frage nach dem „Wie“ der Aussagegewinnung und der Einführung des Be-
weises in die Hauptverhandlung ergeben. Für den Zeugenbeweis generell
stellte Böttcher bereits im Jahr 1985 fest, dass „die Zeugen […] schwieriger
geworden“ seien: „[…] schwieriger zu erreichen vor allem wegen der ge-
wachsenen Mobilität, aber vielfach auch selbstbewußter und anspruchsvol-
ler, was Rücksichtnahme auf ihre Belange anbetrifft“.22 Im Zusammen-
hang mit der Nichteinhaltung erforderlicher Schutzzusagen weist die Be-
gründung zum Gesetz zur Bekämpfung des illegalen Rauschgifthandels
und anderer Erscheinungsformen der Organisierten Kriminalität auf die
Gefahr hin, dass „immer mehr Bürger sich zurückziehen und die Zeugen-
rolle wo immer möglich zu vermeiden suchen“.23 Erweist sich eine unmit-
telbare Vernehmung als unmöglich, ist u.U. ein Rechtshilfeverfahren zu
durchlaufen, bevor die Aussage des im Ausland weilenden Zeugen ver-
wertbarer Bestandteil der Entscheidungsgrundlage werden kann. Im Rah-
men der zur Beweisgewinnung erforderlichen grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit rücken daher auch Regeln der internationalen Rechtshilfe
in Strafsachen, konkret der sonstigen bzw. kleinen Rechtshilfe24 ins Blick-
feld.

22 Böttcher, FS Kleinknecht, S. 25, 27.
23 BT-Drs. 12/989, S. 34.
24 Nach der Legaldefinition in Art. 59 Abs. 2 IRG, Nr. 2 RiVASt meint Rechtshilfe

in Strafsachen jede Unterstützung, die auf Ersuchen für ein ausländisches Straf-
verfahren gewährt wird, unabhängig davon, ob das Verfahren von einem Gericht
oder einer anderen Behörde betrieben wird und die Rechtshilfe von einem Ge-
richt oder von einer anderen Behörde zu leisten ist. Klassischerweise wird zwi-
schen großer und kleiner Rechtshilfe mit der Einteilung in die drei Gebiete des
Auslieferungsverkehrs, der Vollstreckungshilfe und der sonstigen Rechtshilfe,
auch bezeichnet als Beweisrechtshilfe, unterschieden. Zum Begriff der internatio-
nalen Rechtshilfe, insbesondere der hier relevanten „kleinen“ bzw. „sonstigen
Rechtshilfe“ Hackner/Schierholt, Internationale Rechtshilfe, Rn. 1 f., 171 ff.; He-
cker, Europäisches Strafrecht, Kap. 2 Rn. 62; Gless, Beweisrechtsgrundsätze, S. 42;
Norouzi, Audiovisuelle Vernehmung, S. 6; Nagel, Beweisaufnahme im Ausland,
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Neben dem „technischen Handwerkszeug“25 für eine funktionierende
Zusammenarbeit ist dabei auch die Einräumung anerkannter Verfahrens-
und Verteidigungsrechte erforderlich, wie sie vor allem in der EMRK, auf
EU-Ebene in der GRCh und in Art. 6 EUV festgeschrieben wurden.

Eine Bestandsaufnahme rund um den Auslandszeugen im Strafprozess
berührt folglich nicht nur Bereiche des Strafverfahrensrechts nach den
Normen der StPO, sondern auch des sog. transnationalen bzw. internatio-
nalen Strafprozessrechts26. Dieses betrifft im weitesten Sinne die rechtli-
chen, institutionellen und prozessualen Rahmenbedingungen der grenz-
überschreitenden Zusammenarbeit in Strafsachen.27 Angesichts der Vielge-
staltigkeit möglicher Bezüge zum Ausland ist ein weites Verständnis des
Konzepts transnationaler Strafverfolgung erforderlich, wonach diese alle
Fälle mit grenzüberschreitendem Bezug umfasst. Grenzüberschreitende
Strafverfolgung beschränkt sich nicht lediglich auf die gemeinsame Verfol-
gung etwa internationaler organisierter Kriminalität, z.B. zur Bekämpfung
des Waffen- und Drogenschmuggels, des Menschenhandels oder von Cy-
bercrime. Vielmehr fallen hierunter auch Fälle der Alltagskriminalität, et-
wa gegen den mutmaßlichen Täter einer Betäubungsmittelstraftat, der den
Alibizeugen im Ausland benennt, oder die Aufklärung einer Auseinander-

S. 34 ff. Die kleine Rechtshilfe umfasst ein großes Gebiet, von der einfachen Zu-
stellung von Schriftstücken wie Ladungen über die Erteilung von Auskünften
über den Aufenthaltsort oder sonstige Daten und die Operation in gemeinsamen
Ermittlungsgruppen bis hin zur Vornahme von Untersuchungshandlungen, wie
der Zeugenvernehmung.

25 Vgl. Weigend, ZStW 105 (1993), 774, 777.
26 Überwiegend wird das transnationale Strafprozessrecht inzwischen als eigenstän-

diges Rechtsgebiet anerkannt. Ausführlich zum Konzept eines transnationalen
Strafprozessrechts Krüßmann, Transnationales Strafprozessrecht, S. 129 ff., auch
zum konkurrierenden Begriff des „international-arbeitsteiligen Strafverfahrens“.
Hierzu Schomburg/Lagodny, NJW 2012, 348 f.; Schomburg/Lagodny/Schallmoser, in:
Böse (Hrsg.), Europäisches Strafrecht, § 13 Rn. 77 ff. Nach Arnold, Grenzüber-
schreitende Strafverteidigung, S. 169, handelt es sich bei diesem Modell des inter-
national-arbeitsteiligen Strafverfahrens allerdings noch zu sehr allein um eine ge-
dankliche Vision. Zum „international-arbeitsteiligen Strafverfahren“ bereits Gleß,
Beweisrechtsgrundsätze, S. 191; dies., FS Wolter, S. 1355, 1361 („langsam entste-
hendes transnationales Strafverfahrensrecht“), 1365 ff. Vom „Grundsatz der inter-
national-arbeitsteiligen Strafverfolgung“ spricht Böse, ZIS 2014, 152, 162. Zum
transnationalen Strafprozessrecht auch Norouzi, Audiovisuelle Vernehmung,
S. 5 ff., 40 ff.

27 Hecker, Europäisches Strafrecht, Kap. 2 Rn. 61; ders., in: Ruggeri (Hrsg.), Transna-
tional Inquiries and the Protection of Fundamental Rights in Criminal Proceed-
ings, S. 269, 270.
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